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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Verlängerung der Verordnung 
(EWG) Nr. 227/72 des Rates vom 31. Januar 1972 über die Einfuhr bestimmter Fische- 
reierzeugnisse mit Ursprung in Tunesien in die Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die mit der Verordnung (EWG) Nr. 1706/71 ') fest- 
gelegte Einfuhrregelung für Fischereierzeugnisse 
mit Ursprung in Tunesien in die Gemeinschaft gilt 
nicht für Forellen, Karpfen, Sardinenkonserven und 
Thunfischkonserven, da für diese Erzeugnisse noch 
keine gemeinsame Einfuhrregelung festgelegt wor- 
den ist. 

Durch die Verordnung (EWG) Nr. 227/72 “) hat der 
Rat eine Übergangsregelung für die Einfuhr dieser 
Erzeugnisse mit Ursprung in Tunesien festgesetzt, 
die bis zum 31. Dezember 1972 gültig ist. Die ge- 
meinsame Regelung für die Einfuhr der genannten 


Erzeugnisse ist noch nicht in Kraft getreten. Es ist 
deshalb erforderlich, die Übergangsregelung zu ver- 
längern, um eine Unterbrechung des genannten Wa- 
renaustausches zwischen der Gemeinschaft und Tu- 
nesien zu vermeiden - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

In Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 227/72 des 
Rates vom 31. Januar 1972 wird das Datum des 
31. Dezember 1972 durch den 31. Dezember 1973 
ersetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1973 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 176 
vom 5. August 1971, S. 3 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 28 
vom 1. Februar 1972, S. 6 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
21. Dezember 1972 - 1/4 (IV/1)~ 680 70 -E Fi 24/72: 

„Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaf- 
ten vom 5. Dezember 1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu den genannten Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen, 
die Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 


2 



Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/42 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Verlängerung der Verordnung 
(EWG) Nr. 228/72 des Rates vom 31. Januar 1972 über die Einfuhr bestimmter Fische- 
reierzeugnisse mit Ursprung in Marokko in die Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die mit der Verordnung (EWG) Nr. 1706/71 fest- 
gelegte Einfuhrregelung für Fischereierzeugnisse 
mit Ursprung in Marokko in die Gemeinschaft gilt 
nicht für Forellen, Karpfen, Sardinenkonserven und 
Thunfischkonserven, da für diese Erzeugnisse noch 
keine gemeinsame Einfuhrregelung festgelegt wor- 
den ist. 

Durch die Verordnung (EWG) Nr. 228/72-) hat 
der Rat eine Übergangsregelung für die Einfuhr die- 
ser Erzeugnisse mit Ursprung in Marokko festge- 
setzt, die bis zum 31. Dezember 1972 gültig ist Die 
gemeinsame Regelung für die Einfuhr der genann- 


ten Erzeugnisse ist noch nicht in Kraft getreten. Es 
ist deshalb erforderlich, die Ubergangsregelung zu 
verlängern, um eine Unterbrechung des genannten 
Warenaustausches zwischen der Gemeinschaft und 
Marokko zu vermeiden - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 228/72 des 
Rates vom 31. Januar 1972 wird das Datum des 
31. Dezember 1972 durch den 31. Dezember 1973 er- 
setzt 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1973 in Kraft 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 176 
vom 5. August 1971, S. 3 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 28 
vom 1. Februar 1972, S. 8 
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Begründung 


1. Die in den Abkommen von Tunis und Rabat für 
die Einfuhren in die Gemeinschaft von Fischereier- 
zeugnissen mit Ursprung in Tunesien und Marokko 
vorgesehene Regelung war durch das Inkrafttreten 
der gemeinsamen Marktorganisation ungültig ge- 
worden. Sie wurde jedoch durch eine Regelung er- 
setzt, die Fischereierzeugnisse mit Ausnahme von 
Forellen, Karpfen, sowie Sardinen- und Thunfisch- 
konserven umfaßt, solange die in der gemeinsamen 
Marktorganisation vorgesehene gemeinsame Ein- 
fuhrregelung nicht erlassen worden ist. Für die letzt- 
genannten Erzeugnisse, ergibt sich die Regelung 
aus einer, durch die Verordnungen (EWG) Nr. 227/ 
72 und 228/72 des Rates getroffenen Übergangsrege- 
lung. Diese Verordnungen sind jedoch nur bis zum 
31. Dezember 1972 anwendbar, da die Kommission 
glaubte, vor diesem Datum die gemeinsame Einfuhr- 
regelung festsetzen zu können. 

2. Diese Regelung wird jedoch nicht zum 1. Januar 
1973 in Kraft gesetzt werden können. Es ist also an- 
gebracht, die bestehende Regelung zu verlängern. 
Der vorliegende Vorschlag zielt auf eine Verlänge- 
rung bis zum 31. Dezember 1973. 
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